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ERTRAGSTEUERN

Start-Up-Mitarbeiterbeteiligung
gem § 67a EStG und
Mitarbeiterbeteiligung gem § 3
Abs 1 Z 15 litb EStG – ein
rechnerischer Vergleich
BEITRAG. Der Beitrag beinhaltet einen rechnerischen Vergleich der Regelungen des § 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG
und des § 67a EStG unter der Annahme einer alternativen Anwendbarkeit und leitet daraus Vorteilhaftig-
keitsüberlegungen ab. taxlex 2024/46

Univ.-Prof. Dr. Sabine Kanduth-Kristen, LL.M., StB, ist Universitätsprofessorin an der Alpen-Adria-Universität Klagenfurt, Institut für Fi-
nanzmanagement, Abteilung für Betriebliches Finanz- und Steuerwesen und Mitglied der Forschungsgruppe anwendungsorientierte
Steuerlehre (FAST).
Univ.-Ass. Stefanie Malle, BSc., MSc., ist wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Abteilung für Betriebliches Finanz- und Steuerwesen am
Institut für Finanzmanagement der Alpen-Adria-Universität Klagenfurt.

A. Eckpunkte der Neuregelung in
§ 67a EStG

1. Zielsetzung des § 67a EStG

Neu gegründete Unternehmen verfügen gerade in den An-
fangsjahren der unternehmerischen Tätigkeit häufig nicht über
die notwendige Liquidität, für hochqualifizierte Mitarbeiter
entsprechende Vergütungen in Geld leisten zu können.1) Um
den Mitarbeitern dennoch ein attraktives Anreizsystem zu
bieten, besteht die Möglichkeit, sie durch die Abgabe von Ka-
pitalanteilen am zukünftigen Erfolg zu beteiligen.

Das Mitarbeiterbeteiligungsmodell gem § 3 Abs 1 Z 15 lit b
EStG2) sieht eine Steuer- und Abgabenbefreiung iHv € 3.000,–3)

jährlich für die unentgeltliche oder verbilligte Abgabe von Ka-
pitalanteilen vor, wobei ua Voraussetzung ist, dass die Ge-
währung an alle Arbeitnehmer oder an bestimmte Gruppen von
Arbeitnehmern erfolgt („Gruppenmerkmal“).4) Ein über den
Freibetrag hinausgehender geldwerter Vorteil ist im Zeitpunkt
der Abgabe der Beteiligung als Vorteil aus demDienstverhältnis
zu erfassen. Der Arbeitnehmer muss sohin bereits zum Zeit-
punkt der Anteilsabgabe die Lohnsteuer sowie die Sozialversi-
cherungsbeiträge tragen (gleichermaßen hat der Arbeitgeber
die Sozialversicherungsbeiträge und Lohnnebenkosten zu
zahlen), obwohl kein Liquiditätszufluss erfolgt. Um dieser
„Dry-Income“-Problematik5) entgegenzuwirken, verankert das
Start-Up-Förderungsgesetz6) in § 67a EStG7) ab 1. 1. 2024 eine
weitere, speziell für Start-Ups und junge KMU geltende Son-
derregelung für sog Start-Up-Mitarbeiterbeteiligungen.

Gem § 67a EStG kann der Arbeitgeber innerhalb von zehn
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres der Unternehmensgrün-
dung denMitarbeitern Kapitalanteile (s Tabelle 1 unter Punkt 2)
8) am Unternehmen (unentgeltlich oder für eine maximale Ge-
genleistung in Höhe des Nominales) gewähren, wobei der geld-
werte Vorteil aus dieser unentgeltlichen Abgabe iSd § 15 Abs 2
Z 1 EStG nicht im Zeitpunkt der Abgabe der Anteile, sondern erst

bei Veräußerung oder dem Eintritt sonstiger Umstände (zB Be-
endigung des Dienstverhältnisses, Tod des Arbeitnehmers, Li-
quidation des Arbeitgebers, etc) als zugeflossen gilt. Vorausset-
zung ist, dass die Mitarbeiter bei Erhalt der Anteile zur Behand-
lung als Start-Up-Mitarbeiterbeteiligung optieren.9) Mit der
Ausübung oder Nichtausübung dieser Option kann gesteuert
werden, ob § 67a EStG oder – bei Vorliegen der Voraussetzungen
– alternativ etwa § 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG (Freibetrag iHv
€ 3.000,–) zur Anwendung kommen soll. Der Vorteil iSd § 67a
EStG kann einzelnen Arbeitnehmern gewährt werden, die Er-
füllung des Gruppenmerkmals ist nicht erforderlich.10)

1) Vgl RV 2321 BlgNR 27. GP 1.
2) IVm § 49 Abs 3 Z 18 lit c ASVG, § 41 Abs 4 lit c FLAG und § 5 Abs 2 lit c
KommStG.
3) Gem § 3 Abs 1 Z 15 lit c EStG beträgt der Freibetrag für die unentgeltliche
oder verbilligte Abgabe von Beteiligungen bei Mitarbeiterbeteiligungsstif-
tungen € 4.500,– jährlich. Diese Form der Steuerbefreiung wird in der Folge
nicht näher betrachtet.
4) Aus diesem Grund wird dieses Modell für Start-Ups häufig als ungeeig-
net angesehen, weil diese idR nur einzelne Arbeitnehmer beteiligen möch-
ten (vgl Neumann/Rombold, FlexKapG und Start-Up-Förderungsgesetz aus
Arbeitnehmerperspektive, ÖStZ 2024, 177 [177]).
5) RV 2321 BlgNR 27. GP 1.
6) BGBl I 2023/200.
7) IVm § 50a ASVG, § 41 Abs 4 lit i FLAG und § 5 Abs 2 lit f KommStG.
8) Sofern Arbeitnehmer keine direkten Anteile am Unternehmen erhalten,
sondern anhand von schuldrechtlichen Prämienzusagen (sog Phantom-
Stocks bzw Virtual Shares) indirekt am Erfolg des Unternehmens teilhaben,
ist § 67a EStG nicht anwendbar. § 124b Z 460 EStG idF RV zum AbgÄG
2024, 2610 BlgNR 27. GP, sieht im Zeitraum 1. 1. 2024 bis 31. 12. 2025 die
Möglichkeit einer steuerfreien Umwandlung von solchen virtuellen Unter-
nehmensanteilen in eine Start-Up-Mitarbeiterbeteiligung gem § 67a EStG
vor, wenn die Voraussetzungen des § 67a Abs 2 EStG im Zeitpunkt des
Wechsels erfüllt sind.
9) Vgl zB Beiser, Flexible Kapitalgesellschaften nach dem GesRÄG 2023
und dem Start-Up-Förderungsgesetz, RdW 2024, 201 (208).
10) Vgl RV 2321 BlgNR 27. GP 2.
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Ziel des § 67a EStG ist
die Vermeidung der
sog „Dry-Income“-
Problematik.

Nachfolgend wird – nach
einer überblicksweisen
Darstellung der Voraus-
setzungen undWirkungen
des § 67a EStG – ein

rechnerischer Vergleich angestellt, der die Steuerbelastung
beider Modelle (§ 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG; § 67a EStG) unter
Berücksichtigung von Lohnnebenkosten gegenüberstellt, um
daraus Vorteilhaftigkeitsüberlegungen sowohl für die Arbeit-
nehmer- als auch für die Arbeitgeberseite ableiten zu können.
Dabei wird unterstellt, dass die Voraussetzungen für die alter-
native Inanspruchnahme der Regelungen – sohin insb auch das
Gruppenmerkmal iZm § 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG – erfüllt sind.11)

2. Voraussetzungen für die Behandlung als Start-Up-
Mitarbeiterbeteiligung

Für die Behandlung als Start-Up-Mitarbeiterbeteiligung müs-
sen überblicksmäßig folgende Voraussetzungen gem § 67a
Abs 2 EStG kumulativ erfüllt sein:

Arbeitgeber-

unternehmen

ä Anteilsgewährung innerhalb der 10-Jahres-
frist nach Ablauf des Kalenderjahres der
Gründung;

ä Gewährung aus sachlichen, betriebsbezo-
genen Gründen.

Wirtschaftliche Kriterien (bezogen auf das dem
Zeitpunkt der Abgabe der Anteile vorange-
gangene Wirtschaftsjahr):

ä ≤ 100 Dienstnehmer im Jahresdurchschnitt;

ä ≤ € 40 Mio Umsatzerlöse (§ 189a Z 5 UGB);

ä keine vollständige Einbindung in einen
Konzernabschluss;

ä ≤ 25% der Anteile am Kapital oder den
Stimmrechten am Unternehmen werden
durch Unternehmen gehalten, die in einen
Konzernabschluss einzubeziehen sind.

Arbeitnehmer ä Nichtüberschreiten der 10%igen Beteili-
gungsgrenze durch den Arbeitnehmer im
Zeitpunkt der Abgabe und davor;

ä steuerliche Arbeitnehmereigenschaft (LSt);

ä Option zur Behandlung als Start-Up-Mitar-
beiterbeteiligung.

(Abgabe der)

Beteiligung

ä Kapitalanteil (zB Aktien, Partizipationsschei-
ne, Substanzgenussrechte, Anteile an Er-
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften,
GmbH-Anteile, Anteile an einer FlexKapG,
Unternehmenswert-Anteile gem § 9 Flex-
KapGG, echte stille Beteiligung);12)

ä Anteilsgewährung durch Arbeitgeberunter-
nehmen oder dessen Gesellschafter;

ä nach dem 31. 12. 2023;

ä unentgeltliche Anteilsgewährung (Gegen-
leistung max bis zum Nennwert möglich);

ä begünstigtes Ausmaß insgesamt bis zu 10%;

ä Vinkulierung.

formal ä Dokumentation am Lohnkonto.13)

Tabelle 1: Voraussetzungen für die Behandlung als Start-Up-Mitarbei-
terbeteiligung gem § 67a EStG

Für nähere Informationen betreffend die Voraussetzungen für
die Inanspruchnahme der Start-Up-Mitarbeiterbeteiligung wird
auf die ausführliche Darstellung in der Literatur14) verwiesen.

3. Steuerliche Behandlung der Start-Up-
Mitarbeiterbeteiligung

Die Besonderheit der Start-Up-Mitarbeiterbeteiligung besteht
darin, dass der geldwerte Vorteil aus der unentgeltlichen Ab-
gabe der Beteiligung (§ 15 Abs 2 EStG) – abweichend von der
allgemeinen Regelung des § 19 EStG – erst als zugeflossen gilt,
wenn der Anteil veräußert wird oder ein nach § 67a Abs 3 EStG
geregeltes „Trigger-Event“ (insb die Rückübertragung an den
Arbeitgeber, Beendigung des Dienstverhältnisses oder Aufhe-
bung der Vinkulierung seitens des Arbeitgebers) eintritt.15) Im
Vergleich zur bestehenden Regelung des § 3 Abs 1 Z 15 lit b
EStG zielt das neue Modell nicht auf eine partielle Steuerbe-
freiung (Freibetrag) ab, sondern verlegt den Zufluss- und sohin
den Besteuerungszeitpunkt in die Zukunft. Zudem weichen
auch der anzuwendende Steuersatz und die Methode zur Er-
mittlung der Bemessungsgrundlage (s § 67a Abs 4 EStG) von
den allgemeinen Bestimmungen ab.16)

Der Vorteil aus der unentgeltlichen Abgabe einer Mitarbei-
terbeteiligung bemisst sich im Falle einer Veräußerung am er-
zielten Veräußerungserlös bzw bei Eintritt „sonstiger Umstän-
de“ am gemeinen Wert abzüglich der vom Arbeitnehmer ge-
leisteten Zahlungen auf den Nennwert (§ 67a Abs 2 Z 1 iVm
Abs 4 EStG). Die Besteuerung des geldwerten Vorteils erfolgt
sodann iRv Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit zweige-
teilt: 75% des erzielten Veräußerungserlöses wird als sonstiger
Bezug mit einem festen Steuersatz iHv 27,50% besteuert; die
übrigen 25% gelten als laufender Bezug (ohne Erhöhung des
Jahressechstels) und werden gem § 67 Abs 10 EStG zum Ta-
rifsteuersatz erfasst. Voraussetzung für die Anwendung dieses
Besteuerungsregimes ist die Einhaltung bestimmter Fristen
(Dauer des Dienstverhältnisses von mindestens zwei Jahren;
Zufluss frühestens drei Jahre nach dem Zeitpunkt der erstma-
ligen Abgabe einer Start-Up-Mitarbeiterbeteiligung an den Ar-
beitnehmer [mit Ausnahmen – s § 67a Abs 4 Z 2 EStG]).

Der Teil, der als laufender Bezug zu erfassen ist (25%),
unterliegt der Kommunalsteuer, dem Dienstgeberbeitrag zum
FLAF und ggf dem Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag. Der als

11) Zu einer Gegenüberstellung der Voraussetzungen für die Inanspruch-
nahme der beiden Modelle s ua Platzer, Start-up-Mitarbeiterbeteiligung
und Mitarbeiterbeteiligung im Vergleich, PV-Info 2024, 8 (12 ff); Wimpissin-
ger/Wenger in Zwick (Hrsg), Praxishandbuch FlexCo (2024) 200 (200ff).
12) Vgl Varro in Rastegar/Rastegar/Rastegar (Hrsg), FlexKapGG-ON (2024)
§ 67a EStG Rz 27f; s auch LStR 2002 Rz 87.
13) Vgl § 1 Abs 1 Z 21 Lohnkontenverordnung 2006 idF BGBl II 2024/64.
14) Siehe ua Beiser, Mitarbeiter, Mitbeteiligte und Mitunternehmer im Licht
Flexibler Kapitalgesellschaften und von Start-Up-Mitarbeiterbeteiligungen –

eine Analyse verschiedener Gestaltungsinstrumente nach dem GesRÄG
2023 und dem Start-Up-Förderungsgesetz, ÖStZ 2024, 53 (55); Kufner/Ruh-
dorfer-Grasl/Ceipek, Die neue Start-Up-Mitarbeiterbeteiligung, SWK 2023,
802 (802); Ludvik,Mitarbeiterbeteiligungen unter Berücksichtigung der Fle-
xiblen Kapitalgesellschaft (Unternehmenswertanteil), ASoK 2024, 86 (86ff);
Neumann/Rombold, ÖStZ 2024, 177 (178ff); Novak/Aspalter, Was bringt die
neue Start-Up-Mitarbeiterbeteiligung nach § 67a EStG? ecolex 2023, 923
(923 ff); Platzer, PV-Info 2024, 8 (8 ff); Puchner/Gloser, Die neue Start-
Up-Mitarbeiterbeteiligung, CFO aktuell 2024, 20 (20ff); Varro, Bessere
steuerliche Rahmenbedingungen für Start-Up-Mitarbeiterbeteiligungen,
taxlex 2024, 3 (3 ff).
15) Siehe dazu näher Platzer, PV-Info 2024 8 (9f).
16) Vgl zB Jakom/Marschner, EStG17 (2024) § 67a Rz 1; Hunger/Knechtsber-
ger, FlexKapG und Start-Up-Förderungsgesetz – (Steuerliche) Chance und
Problemstellungen für Unternehmer:innen, ÖStZ 2024, 155 (157).
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sonstiger Bezug zu erfassende Teil (75%) löst keine Lohnne-
benkosten aus.

Das Modell des § 67a
EStG sieht im Besteue-
rungszeitpunkt eine
pauschale Aufteilung
auf einen „laufenden
Bezug“ und einen
„sonstigen Bezug“ vor,
wobei letzterer einem
an die KESt angelehn-
ten, festen Lohnsteuer-
satz von 27,50% unter-
liegt.

Für sozialversicherungs-
rechtliche Zwecke gilt bei
Anteilsveräußerung der
Veräußerungserlös ab-
züglich geleisteter Zah-
lungen als Beitragsgrund-
lage, in allen anderen
Fällen der 30fache Betrag
der Höchstbeitragsgrund-
lage nach § 45 Abs 1
ASVG. Zu beachten ist,
dass die zeitliche Erfas-
sung für sozialversiche-

rungsrechtliche Zwecke von der zeitlichen Erfassung für Zwe-
cke der Einkommensteuer auseinanderfallen kann.17) Die So-
zialversicherungsbeiträge sind zur Gänze von dem zum lau-
fenden Tarifsteuersatz besteuerten Arbeitslohn abzuziehen
(§ 67a Abs 5 EStG).

B. Vergleich der abgabenrechtlichen
Behandlung der beiden
Mitarbeiterbeteiligungsmodelle

Nachfolgend werden die Mitarbeiterbeteiligungsmodelle der
§§ 67a und 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG (§ 67a EStG: Modell
„Steueraufschub“; § 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG: Modell „Freibe-
trag“) gegenübergestellt. Dabei soll – ungeachtet der unter-
schiedlichen Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der
Begünstigungen – vor allem die Wirkung von Steueraufschub
versus sofortige Besteuerung unter Gewährung eines Freibe-
trags herausgearbeitet werden.

1. Eckpunkte der Modelle

Start-Up-Mitarbeiterbeteiligung

gem § 67a EStG

Mitarbeiterbeteiligung

gem § 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG

Zeitpunkt der steuerlichen
Erfassung

Vorteil aus dem Dienstverhältnis im Zeitpunkt der

ä Anteilsveräußerung bzw

ä bei Eintritt sonstiger Umstände:

– Beendigung des Dienstverhältnisses;

– Aufhebung der Vinkulierung;

– Liquidation des Arbeitgebers;

– Tod des Arbeitnehmers;

– Missachtung der lohnsteuerrechtlichen Pflichten
durch den Arbeitgeber.

Vorteil aus dem Dienstverhältnis im Zeitpunkt der
Übertragung des wirtschaftlichen Eigentums (Anteils-
gewährung).

Einkünfte aus Kapitalvermögen bei späterer Anteils-
veräußerung.

Besteuerung des

Erwerbs der Beteiligung

Keine Besteuerung im Zeitpunkt der Anteilsgewährung
(Ausgabezeitpunkt).

Vorteil aus dem Dienstverhältnis; Freibetrag bis
€ 3.000,– jährlich, darüber hinaus sofortige Besteue-
rung zum Tarif.

Nachversteuerung des Freibetrags bei Nichteinhaltung
der Behaltefrist gem § 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG.18)

Laufende Besteuerung
von Dividenden und Ge-
winnanteilen

Lineare Gewinnausschüttung:

Einkünfte aus der Überlassung von Kapital gem § 27
Abs 2 EStG; besonderer Steuersatz: 27,50%.

Alineare Gewinnausschüttung innerhalb von drei Jah-
ren ab Anteilsgewährung: laufender Bezug gem § 67
Abs 10 EStG.

Einkünfte aus der Überlassung von Kapital gem § 27
Abs 2 EStG; besonderer Steuersatz: 27,50%.

Besteuerung der Veräuße-
rung der Beteiligung oder
bei Eintritt sonstiger Um-
stände

„Wertsteigerungskomponente“:

75% als sonstiger Bezug: besonderer Lohnsteuersatz
von 27,50%.

„Wert des Anteils bei Gewährung“:

25% als laufender Bezug: steuerpflichtig gem § 67
Abs 10 EStG zum Tarifsteuersatz.

Voraussetzung: Wahrung der Fristen gem § 67a Abs 4
Z 2 EStG.

Einkünfte aus der Wertsteigerung von Kapitalvermö-
gen gem § 27 Abs 3 EStG; besonderer Steuer-
satz: 27,50%.

17) So löst etwa auch das Ende der Pflichtversicherung in Österreich eine
Erfassung für sozialversicherungsrechtliche Zwecke aus. Zu einem Ver-
gleich der Start-Up-Mitarbeiterbeteiligung im EStG und im ASVG s Platzer,
PV-Info 2024, 8 (11 f).

18) Wird die Behaltefrist von fünf Jahren nicht eingehalten, ist der im Zeitpunkt der Zuwendung steuerfrei belassene Betrag als sonstiger Bezug gem § 67
Abs 10 EStG nachzuversteuern. Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber die Einhaltung der Behaltefrist jährlich durch Vorlage eines Depotauszugs (bei Aktien
und Partizipationsscheinen) bis 31. 3. jeden Jahres nachzuweisen. Der Nachweis ist zum Lohnkonto zu nehmen. Siehe LStR 2002, Rz 90.
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Start-Up-Mitarbeiterbeteiligung

gem § 67a EStG

Mitarbeiterbeteiligung

gem § 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG

Bemessungsgrundlage Veräußerungszeitpunkt: Veräußerungserlös oder ge-
meiner Wert abzüglich Gegenleistung iSd § 67a Abs 2
Z 1 EStG.

Ausgabezeitpunkt: Wert der Beteiligung19) im Ausga-
bezeitpunkt abzüglich allfälliger Gegenleistungen und
abzüglich Freibetrag iHv max € 3.000,–.

Veräußerungszeitpunkt: Veräußerungserlös abzüglich
Anschaffungskosten (Wert der Beteiligung im Zeitpunkt
des Erwerbs einschließlich des steuerfreien Vorteils20)).

Lohnnebenkosten 75% sind LNK-befreit;

25% sind LNK-pflichtig: DB, DZ, KommSt.

Bis € 3.000,– LNK-befreit, darüber hinaus LNK-
pflichtig.

Sozialversicherung Sozialversicherungspflichtig (§ 50a ASVG), aber Be-
steuerungsaufschub.

Beitragsgrundlage: Veräußerungserlös abzüglich Zah-
lungen gem § 67a Abs 2 Z 1 EStG oder monatliche
Höchstbemessungsgrundlage.

Bis € 3.000,– sozialversicherungsfrei, darüber hinaus
sozialversicherungspflichtig.

Tabelle 2: Eckpunkte der beiden Modelle

2. Vorteilhaftigkeitsvergleich
a) Prämissen
Die nachfolgenden Überlegungen unterstellen, dass die Vo-
raussetzungen für die alternative Anwendung des Modells
„Steueraufschub“ und des Modells „Freibetrag“ erfüllt sind.
Weiters wird angenommen, dass die Anteile unentgeltlich ab-
gegeben werden (keine Gegenleistung im Zeitpunkt der Aus-
gabe der Anteile) und dass die relevanten Fristen für die In-
anspruchnahme der Begünstigungen eingehalten werden.

Die zeitliche Komponente (Barwertbetrachtung) wird bei
den Berechnungen außer Acht gelassen.

Beträgt der Wert der Beteiligung im Ausgabezeitpunkt we-
niger als € 3.000,–, ist das Modell „Freibetrag“ jedenfalls
günstiger als das Modell „Steueraufschub“, weil in diesem Fall
der Besteuerungsaufschub auch in diesem Modell eintritt
(keine Steuerbelastung im Ausgabezeitpunkt), die Besteuerung
im Zeitpunkt der Anteilsveräußerung zur Gänze mit 27,50%
erfolgt und keine Lohnnebenkosten anfallen. Es wird daher
nachfolgend angenommen, dass der Wert der Beteiligung im
Ausgabezeitpunkt über € 3.000,– liegt.

In Bezug auf die Sozialversicherung ist festzuhalten, dass die
nachfolgend aus dem Vorteilhaftigkeitsvergleich resultieren-
den Grenzbeträge zu einer Überschreitung der Höchstbei-
tragsgrundlage führen, sodass die Sozialversicherungsbeiträge
die Vorteilhaftigkeit (unter Außerachtlassung zeitlicher As-
pekte)21) nicht beeinflussen. Bei einem Grenzsteuersatz von
50%22) wird davon auszugehen sein, dass es – sofern der Vorteil
während des aufrechten Dienstverhältnisses zufließt – bereits
durch den laufenden Bezug zu einer Überschreitung der
Höchstbeitragsgrundlage kommt. In der formelmäßigen Dar-
stellung wird die Sozialversicherung daher weder auf Arbeit-
nehmer- noch auf Arbeitgeberseite abgebildet.

Betrachtet wird zunächst die Sicht des Arbeitnehmers und in
der Folge die Sicht des Arbeitgebers.

b) Formelmäßige und rechnerische Darstellung
(Arbeitnehmersicht)

Für die Besteuerung auf Arbeitnehmerseite kommt im Modell
„Steueraufschub“ gem § 67a EStG im Zeitpunkt der Veräuße-
rung der Beteiligung (oder bei Eintritt sonstiger Umstände)
eine pauschalierende Betrachtung zur Anwendung: 25% des
Veräußerungserlöses gelten als laufender Bezug, 75% des
Veräußerungserlöses gelten als sonstiger Bezug mit festem

Steuersatz von 27,50%. Im Modell „Freibetrag“ gem § 3 Abs 1
Z 15 lit b EStG ist der Wert der Beteiligung im Ausgabezeit-
punkt abzüglich des Freibetrags iHv € 3.000,– lohnsteuerlich
zu erfassen; die Wertsteigerung bei Veräußerung unterliegt der
Kapitalertragsteuer iHv 27,50%. Die Besteuerungsfolgen auf
Arbeitnehmerseite können für das Modell „Steueraufschub“
gem § 67a EStG bei einem Grenzsteuersatz von 50% wie folgt
dargestellt werden (WVE =Wert im Zeitpunkt der Veräußerung
oder bei Eintritt sonstiger Umstände):

Ertragsteuerbelastung = WVE x 25% x 50% + WVE x 75% x 27,50% =
33,125% WVE

Für das Modell „Freibetrag“ gem § 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG lässt
sich die Steuerbelastung bei einem Grenzsteuersatz von 50%
wie folgt darstellen (WAZ = Wert im Ausgabezeitpunkt der
Beteiligung; WVE = Veräußerungserlös im Zeitpunkt der Be-
teiligungsveräußerung):

Ertragsteuerbelastung = (WAZ – 3.000) x 50% + (WVE – WAZ) x
27,50% = 22,50% WAZ – 1.500 + 27,50% WVE

Somit ergibt sich der folgende Zusammenhang zwischen dem
Wert im Ausgabezeitpunkt und dem Veräußerungserlös, für
den die Steuerbelastung in beiden Modellen ident ist:

33,125% WVE = 22,50% WAZ – 1.500 + 27,50% WVE; daraus folgt:

5,625% WVE = 22,50% WAZ – 1.500

Daraus folgt:

WVE = 4 WAZ – 26.666,67 bzw WAZ = WVE / 4 + 6.666,67

19) Gem § 15 Abs 2 EStG erfolgt die Bewertung des geldwerten Vorteils mit
dem um übliche Preisnachlässe verminderten üblichen Endpreis des Abga-
beorts. Für an einer Börse notierte Beteiligungen ist dies der Börsenkurs am
Tag der Übertragung der Beteiligung, sonst der gemeine Wert der Beteili-
gung (s LStR 2002, Rz 218).
20) Vgl LStR 2002, Rz 90.
21) In zeitlicher Hinsicht ist zu beachten, dass eine allenfalls durch die Mitar-
beiterbeteiligung ausgelöste Sozialversicherungsbelastung zu unterschied-
lichen Zeitpunkten anfällt (im Modell „Freibetrag“ bei Ausgabe der Anteile;
im Modell „Steueraufschub“ bei Veräußerung oder Eintritt sonstiger Um-
stände).
22) Hier führt der ermittelte Grenzbetrag im Modell „Freibetrag“ nach Abzug
des Freibetrags zu einem Wert unter der Höchstbeitragsgrundlage von
€ 6.060,– für 2024.
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Liegt der Veräußerungserlös WVE bei gegebenem Wert WAZ

über dem Wert, der sich laut Formel ergibt, ist das Modell
„Freibetrag“ unter Vernachlässigung der zeitlichen Perspektive
(Barwertbetrachtung) günstiger als das Modell „Steuerauf-
schub“. Liegt der Wert im Ausgabezeitpunkt WAZ bei gegebe-
nem Veräußerungserlös WVE unter dem Wert, der sich laut
Formel ergibt, ist das Modell „Freibetrag“ aus der Sicht des
Arbeitnehmers ebenfalls günstiger. Das Modell „Steuerauf-
schub“ ist somit innerhalb der sich aus den Formeln ergeben-
den Grenzbeträge vorteilhaft. Bereits weniger als23) eine Ver-
vierfachung des Anteilswerts zwischen Ausgabe- und Veräu-
ßerungszeitpunkt führt folglich zu einer Vorteilhaftigkeit des
Modells „Freibetrag“ (ohne Barwertbetrachtung).

Rechnerisch ergibt sich somit, dass das Modell „Freibetrag“
unter Außerachtlassung der Zeitkomponente jedenfalls dann
vorteilhafter ist, wenn der Wert der Beteiligung im Ausgabe-
zeitpunkt maximal € 8.889,– beträgt, weil bei diesem Betrag
WAZ und WVE rechnerisch übereinstimmen.24)

Für die Grenzsteuersätze von 48% und 40% ergibt sich:

Grenzsteuersatz
48%

WVE = 4 WAZ –

28.097,56
bzw WAZ = WVE / 4 +

7.024,39

Grenzsteuersatz
40%

WVE = 4 WAZ –

38.400,–
bzw WAZ = WVE / 4

+ 9.600,–

Rechnerisch ergibt sich für einen Grenzsteuersatz von 48%,
dass das Modell „Freibetrag“ unter Außerachtlassung der
Zeitkomponente jedenfalls dann vorteilhafter ist, wenn der
Wert der Beteiligung im Ausgabezeitpunkt bei maximal
€ 9.366,– liegt, weil bei diesem Betrag WAZ und WVE rechne-
risch übereinstimmen. Bei einem Grenzsteuersatz von 40%
liegt der relevante Grenzbetrag für denWert der Beteiligung im
Ausgabezeitpunkt bei € 12.800,–.

Der Zusammenhang lässt sich tabellarisch wie folgt darstellen:

Wert im Zeit-
punkt der Aus-
gabe (WAZ)

Modell „Steueraufschub“ vorteilhaft bis zumWert
im Zeitpunkt der Veräußerung (WVE)

Grenzsteuer-
satz 50%

Grenzsteuer-
satz 48%

Grenzsteuer-
satz 40%

€ 8.889,– € 8.889,– n/a n/a

€ 9.000,– € 9.333,– n/a n/a

€ 9.366,– € 10.797,– € 9.366,– n/a

€ 10.000,– € 13.333,– € 11.902,– n/a

€ 11.000,– € 17.333,– € 15.902,– n/a

€ 12.000,– € 21.333,– € 19.902,– n/a

€ 12.800,– € 24.533,– € 23.102,– € 12.800,–

€ 13.000,– € 25.333,– € 23.902,– € 13.600,–

€ 14.000,– € 29.333,– € 27.902,– € 17.600,–

€ 15.000,– € 33.333,– € 31.902,– € 21.600,–

. . . . . . . . . . . .

€ 50.000,– € 173.333,–

Tabelle 3: Zusammenhang zwischen WAZ und WVE in Abhängigkeit des
Grenzsteuersatzes

Bei einem Anteilswert im Ausgabezeitpunkt von € 10.000,– ist
das Modell „Steueraufschub“ gem § 67a EStG bei einem
Grenzsteuersatz von 50% bis zu einem Veräußerungserlös von
rund € 13.333,– (Grenzsteuersatz 48%: € 11.902,–) günstiger
als das Modell „Freibetrag“ gem § 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG. Liegt
der Veräußerungserlös darüber, dreht sich die Vorteilhaftigkeit
unter Vernachlässigung einer Barwertbetrachtung ceteris pari-
bus zugunsten des Freibetragsmodells um.

Anmerkung:

Jede Erhöhung des Anteilswerts im Ausgabezeitpunkt führt –
unabhängig vom jeweiligen Grenzsteuersatz – zu einer Erhö-
hung des für die Vorteilhaftigkeit relevanten Veräußerungs-
erlöses um das Vierfache der Betragserhöhung. Beträgt der
Anteilswert im Ausgabezeitpunkt bei einem Grenzsteuersatz
von 50% zB um € 1.000,– mehr (somit € 11.000,–), steigt der
Veräußerungserlös, bis zu dem § 67a EStG vorteilhaft ist, um
€ 4.000,– (4x € 1.000,–) auf € 17.333,– (€ 13.333, – + € 4.000,–;
bei einem Grenzsteuersatz von 48% auf € 15.902,–[€ 11.902,– +
€ 4.000,–]). Dies gilt auch für jede weitere Erhöhung des An-
teilswerts im Ausgabezeitpunkt (bei einem Anteilswert von
€ 12.000,– [+ € 2.000,–] beträgt der relevante Veräußerungs-
erlös bei einem Grenzsteuersatz von 50% somit € 21.333,–
[€ 13.333,– + € 2.000,– x 4]).

Die Darstellung zeigt, dass das Modell „Steueraufschub“ nur
dann vorteilhaft ist, wenn die Wertentwicklung der Beteiligung
zwischen dem Ausgabezeitpunkt und dem Veräußerungszeit-
punkt (weit) unter einer Vervierfachung liegt. Je höher der
Wert im Ausgabezeitpunkt, desto höher darf dabei die relative
Wertentwicklung der Beteiligung sein und sich an eine Ver-
vierfachung annähern. Die nachstehende Tabelle zeigt die
Wertverhältnisse (Grenzsteuersatz 50%):

Wert im Zeitpunkt der
Ausgabe (WAZ)

Modell „Steuerauf-
schub“ vorteilhaft bis
zum Wert im Zeitpunkt
der Veräußerung (WVE)

Verhältnis WVE

zu WAZ

€ 10.000,– € 13.333,– 133,33%

€ 20.000,– € 53.333,– 266,67%

€ 40.000,– € 133.333,– 333,33%

€ 80.000,– € 293.333,– 366,67%

€ 160.000,– € 613.333,– 383,33%

Tabelle 4: Wertverhältnis WVE zu WAZ (Grenzsteuersatz 50%)

23) Aufgrund des Abzugs der Konstante (€ 26.666,67).
24) Bei Berücksichtigung der Sozialversicherung isoliert bezogen auf die
Mitarbeiterbeteiligung würde sich hier ein zusätzlicher Vorteil des Freibet-
ragsmodells ergeben, weil der Freibetrag die sozialversicherungsrechtliche
Beitragsgrundlage im Ausgabezeitpunkt vermindert, während im Modell
„Steueraufschub“ im Zeitpunkt der Veräußerung der Veräußerungserlös
(gedeckelt mit der Höchstbeitragsgrundlage) als Beitragsgrundlage heran-
zuziehen wäre.
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Wert im

Ausgabe-

zeitpunkt:

Veräußerungs-

erlös:

ESt*) Modell
„Steueraufschub“

§ 67a EStG

ESt*) Modell „Freibetrag“

§ 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG

Vorteil (-) / Nach-
teil (+) Modell

„Steueraufschub“

im Zeitpunkt der
Veräußerung

im Ausgabe-

zeitpunkt

im Zeitpunkt der
Veräußerung

Summe

€ 10.000,– € 13.000,– € 4.306,– € 3.500,– € 825,– € 4.325,– - € 19,–

€ 10.000,– € 20.000,– € 6.625,– € 3.500,– € 2.750,– € 6.250,– + € 375,–

€ 10.000,– € 30.000,– € 9.938,– € 3.500,– € 5.500,– € 9.000,– + € 938,–

€ 10.000,– € 40.000,– € 13.250,– € 3.500,– € 8.250,– € 11.750,– + € 1.500,–

€ 20.000,– € 40.000,– € 13.250,– € 8.500,– € 5.500,– € 14.000,– - € 750,–

€ 20.000,– € 60.000,– € 19.875,– € 8.500,– € 11.000,– € 19.500,– + € 375,–

€ 20.000,– € 80.000,– € 26.500,– € 8.500,– € 16.500,– € 25.000,– + € 1.500,–

*) gerundet.
Tabelle 5: Vorteilhaftigkeit der Modelle aus der Sicht des Arbeitnehmers (Grenzsteuersatz 50%)

Geht die Wertsteigerung der Beteiligung über diese Wertent-
wicklung (s Verhältnis WVE zu WAZ in Tabelle 4) hinaus, ist das
Modell „Freibetrag“ (unter Außerachtlassung der zeitlichen
Aspekte) vorteilhafter als das Modell „Steueraufschub“.

Aus Arbeitnehmersicht
ist das Modell des
§ 67a EStG erst ab ei-
ner bestimmten Höhe
des Anteilswerts im
Ausgabezeitpunkt
interessant.

Berechnungsbeispiel
(Grenzsteuersatz 50%) s
Tabelle 5 oben.25)

Je höher die Wertstei-
gerung (über das in Ta-
belle 4 gezeigte Wertver-
hältnis hinaus) ausfällt,
desto vorteilhafter ist das

Modell „Freibetrag“. Umgekehrt begünstigt das Modell
„Steueraufschub“ höhere Anteilswerte im Ausgabezeitpunkt
und relativiert die Vorteilhaftigkeit des Modells „Freibetrag“, je
höher der Wert im Ausgabezeitpunkt ist.

c) Formelmäßige und rechnerische Darstellung
(Arbeitgebersicht)

Für den Arbeitgeber ist – unter Ausklammerung der Sozial-
versicherungsbeiträge, s Punkt a) – die Belastung mit Lohnne-
benkosten von Relevanz. Im Modell „Steueraufschub“ gem
§ 67a EStG fallen diese erst bei Veräußerung der Beteiligung
oder bei Eintritt sonstiger Umstände an und werden von 25%
des Veräußerungserlöses berechnet. Im Modell „Freibetrag“
gem § 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG fallen die Lohnnebenkosten im
Ausgabezeitpunkt an, wobei der Freibetrag die Berechnungs-
basis für die Lohnnebenkosten vermindert. Die Lohnneben-
kosten werden nachfolgend mit 7,07% angenommen (3%
Kommunalsteuer, 3,70% Dienstgeberbeitrag zum FLAF,26)

0,37% Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag27)).28)

Die Lohnnebenkostenbelastung auf Arbeitgeberseite kann
für das Modell „Steueraufschub“ wie folgt dargestellt werden
(WVE = Wert im Zeitpunkt der Veräußerung oder bei Eintritt
sonstiger Umstände):

Belastung mit Lohnnebenkosten = WVE x 25% x 7,07% =
1,7675% WVE

Für das Modell „Freibetrag“ lässt sich die Belastung wie folgt
darstellen (WAZ =Wert im Ausgabezeitpunkt der Beteiligung):

Belastung mit Lohnnebenkosten = (WAZ – 3.000) x 7,07% = 7,07%
WAZ – 212,10

Somit ergibt sich der folgende Zusammenhang zwischen dem
Wert im Ausgabezeitpunkt und dem Veräußerungserlös, für
den die Belastung mit Lohnnebenkosten in beiden Modellen
ident ist:

1,7675% WVE = 7,07% WAZ – 212,10

Daraus folgt:

WVE = 4 WAZ – 12.000,– bzw WAZ = WVE / 4 + 3.000,–

Aus Arbeitgebersicht
ist das Modell des
§ 67a EStG im Ver-
gleich zur Arbeitneh-
mersicht bereits bei
geringeren Anteilswer-
ten im Ausgabezeit-
punkt interessant.

Aus dem Vergleich der
formelmäßigen Darstel-
lung folgt, dass die Vor-
teilhaftigkeitsbereiche für
Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer nicht überein-
stimmen. Für den Arbeit-
geber ist das Modell
„Freibetrag“ unter Außer-

achtlassung der Zeitkomponente dann vorteilhafter, wenn der
Wert der Beteiligung im Ausgabezeitpunkt bei maximal
€ 4.000,– liegt, weil bei diesem Betrag WAZ und WVE rechne-
risch übereinstimmen. Darüber hinaus kann – je nach Wert-
entwicklung – bereits das Modell „Steueraufschub“ vorteilhaf-
ter sein. Für den Arbeitnehmer ist das Modell „Steueraufschub“
bei derart geringen Werten im Ausgabezeitpunkt idR nicht von
Vorteil. Unter Heranziehung der Werte in Tabelle 5 und im

25) Wie unter Punkt a) ausgeführt, wird davon ausgegangen, dass die lau-
fenden Bezüge bereits über der Höchstbeitragsgrundlage liegen. Die Sozial-
versicherung bleibt daher bei der Berechnung der Abgabenbelastung au-
ßer Betracht. Zu beachten ist, dass eine allenfalls durch die Mitarbeiterbetei-
ligung ausgelöste Sozialversicherungsbelastung zu unterschiedlichen Zeit-
punkten anfällt (im Modell „Freibetrag“ bei Ausgabe der Anteile; im Modell
„Steueraufschub“ bei Veräußerung oder Eintritt sonstiger Umstände).
26) Unterstellt wird das Vorliegen einer lohngestaltenden Vorschrift.
27) Wert für Kärnten im Jahr 2024.
28) Der BMSVG-Beitrag wird vernachlässigt, s auch Punkt a). Hinsichtlich der
Wirkung des Betriebsausgabenabzugs beim Arbeitgeber wird davon aus-
gegangen, dass diese in beiden Modellen ident ist (s Platzer, PV-Info 2024,
8 [13]).
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Wert im

Ausgabe-

zeitpunkt:

Veräußerungs-

erlös:

LNK Modell
„Steueraufschub“

§ 67a EStG

LNK Modell „Freibetrag“

§ 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG

Vorteil (-) / Nach-
teil (+) Modell

„Steueraufschub“

im Zeitpunkt der
Veräußerung

im Ausgabe-

zeitpunkt

im Zeitpunkt der
Veräußerung

Summe

€ 10.000,– € 13.000,– € 229,78 € 494,90 –,– € 494,90 - € 265,13

€ 10.000,– € 20.000,– € 353,50 € 494,90 –,– € 494,90 - € 141,40

€ 10.000,– € 30.000,– € 530,25 € 494,90 –,– € 494,90 + € 35,35

€ 10.000,– € 40.000,– € 707,00 € 494,90 –,– € 494,90 + € 212,10

€ 20.000,– € 40.000,– € 707,00 € 1.201,90 –,– € 1.201,90 - € 494,90

€ 20.000,– € 60.000,– € 1.060,50 € 1.201,90 –,– € 1.201,90 - € 141,40

€ 20.000,– € 80.000,– € 1.414,00 € 1.201,90 –,– € 1.201,90 + € 212,10

Tabelle 6: Vorteilhaftigkeit der Modelle aus der Sicht des Arbeitgebers

Vergleich zu dem in Tabelle 5 dargestellten Ergebnis aus Ar-
beitnehmersicht lässt sich die Vorteilhaftigkeit für den Arbeit-
geber wie folgt darstellen (LNK = Lohnnebenkosten; ohne Er-
tagsteuerwirkung infolge Betriebsausgabenabzugs der LNK):

C. Zusammenfassung
Zusammenfassend kann festgehalten werden:
ä § 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG ist jedenfalls und unabhängig

von der Wertentwicklung der Beteiligung für Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber vorteilhafter, wenn der Wert der
Beteiligung im Zeitpunkt der Abgabe unter € 3.000,– liegt.
Auch im Modell „Freibetrag“ erfolgt die Besteuerung in
diesem Fall erst bei Veräußerung der Beteiligung und
dann zur Gänze unter den Einkünften aus Kapitalvermö-
gen (somit keine Belastung mit Lohnnebenkosten und
Sozialversicherung).

ä Das Modell des § 67a EStG ist für Arbeitnehmer im Vergleich
zum Freibetragsmodell idR erst ab einer bestimmten Höhe
des Beteiligungswerts im Ausgabezeitpunkt interessant,
wobei die relevanten Beträge mit sinkendem Grenzsteuer-
satz steigen. Das Modell erscheint daher vor allem für Ar-
beitnehmer mit höheren Bezügen von Vorteil. Die Attrakti-
vität des Modells im Vergleich zum Modell „Freibetrag“
steigt zudem mit der Höhe des Anteilswerts im Ausgabe-
zeitpunkt.

ä Bereits bei (weniger als) einer Vervierfachung des Anteils-
wertes ist das Modell „Freibetrag“ aus Arbeitnehmersicht
von Vorteil (ohne Barwertbetrachtung).

ä Für den Arbeitgeber ist das Modell des § 67a EStG aufgrund
der Stundungswirkung in Bezug auf die Lohnnebenkosten im
Vergleich zur Arbeitnehmersicht bereits bei geringeren An-
teilswerten im Ausgabezeitpunkt von Vorteil. Zudem bleibt
die Vorteilhaftigkeit im Vergleich zur Sicht des Arbeitnehmers

bei einer stärkeren Wertzunahme der Beteiligung (länger)
erhalten.

Aus administrativer Sicht spricht für das Modell des § 67a
EStG, dass der Wert der Beteiligung im Ausgabezeitpunkt nicht
ermittelt werden muss. Umgekehrt bleibt die Administration
der Regelung bis zur Veräußerung der Beteiligung bzw bis zum
Eintritt sonstiger Umstände in der Verantwortung des Arbeit-
gebers. Die Behaltefristen bzw längere individuelle Behalte-
dauern erhöhen wiederum die Attraktivität des Modells
„Steueraufschub“.

Unsicherheiten in Bezug auf die Vorteilhaftigkeit des Mo-
dells ergeben sich letztlich aus der Unkenntnis der zukünftigen
Wertentwicklung der Beteiligung.

Um die Begünstigung für Mitarbeiterbeteiligungen nicht nur
für Schlüsselarbeitskräfte, sondern auch für Arbeitnehmer mit
geringeren Bezügen zugänglich und attraktiv zu machen, wäre
eine Änderung der Voraussetzungen für die Inanspruchnahme
des Modells „Freibetrag“ gem § 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG, insbe-
sondere die Aufhebung des Gruppenmerkmals, wünschens-
wert. Zu einer deutlichen Attraktivitätssteigerung würde die
Anhebung des Freibetrags führen. Auch die Behaltefristen der
beiden Modellvarianten sollten vereinheitlicht werden.

Schlussstrich
Der Beitrag zeigt Vorteilhaftigkeitsüberlegungen in Bezug auf die
steuerlichen Begünstigungen für Mitarbeiterbeteiligungen gem § 3
Abs 1 Z 15 lit b EStG und § 67a EStG unter Außerachtlassung einer
Barwertbetrachtung auf. Für Arbeitnehmer, deren Grenzsteuersatz
50% nicht erreicht, erscheint das Modell des § 67a EStG weniger
attraktiv. Aus diesem Grund sollte das Modell des Freibetrags gem
§ 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG nachjustiert und in den Anwendungsvo-
raussetzungen geöffnet werden.
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